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EINLEITUNG 
 

Ohne ein Level Playing Field, das für alle Unternehmen gleiche Regeln setzt, kommen deutsche 

Unternehmen ihrer menschenrechtlichen Verantwortung nicht ausreichend nach. Das belegen 

europa- und deutschlandweite Studien1 ebenso wie die im Sommer 2020 veröffentlichte Unter-

nehmensbefragung durch Ernst & Young im Auftrag der Bundesregierung. Sie ergab, dass nur 

13-17 Prozent der untersuchten Unternehmen die menschenrechtlichen Anforderungen aus dem 

Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte erfüllen.2 

 

Der Ansatz des Nationalen Aktionsplans, bei der Umsetzung der UN Leitprinzipien für Wirtschaft 

und Menschenrechte zunächst auf freiwillige Appelle zu setzen, hat nicht die erhoffte Wirkung 

erzielt. Nun greift, was im Koalitionsvertrag festgelegt ist: Die Bundesregierung soll eine gesetz-

liche Regulierung erarbeiten. Seit Monaten verhandeln das Bundesarbeitsministerium, das Bun-

desentwicklungsministerium und das Bundeswirtschaftsministerium über Eckpunkte für ein Lie-

ferkettengesetz. 

 

Es gibt viele Befürworter für ein Lieferkettengesetz – bei Unternehmen, in den Kirchen und der 

Zivilgesellschaft sowie in der Politik über Parteigrenzen hinweg3. Gleichzeitig ist aber der Wider-

stand groß. Bedauerlicherweise basieren die Gegenargumente immer wieder auf Fehlinformati-

onen. Dabei gibt es viele Gründe, die für ein wirksames Lieferkettengesetz sprechen. 

 

MENSCHENRECHTLICHE UND UMWELTBEZOGENE SORGFALTSMAßNAHMEN KÖNNEN UNTERNEHMEN 

VORTEILE BRINGEN 

 

Viele Untersuchungen aus den Wirtschaftswissenschaften unterstreichen den wirtschaftlichen 

Nutzen von verantwortlichem Handeln. 

 

 Menschenrechtliche und ökologische Risikovorsorge schafft langfristig wirtschaftli-

che Erfolge: Wenn Unternehmen soziale und ökologische Risiken in der Lieferkette igno-

rieren, kann das erhebliche negative Effekte auf ihre Reputation, Legitimität und die Bin-

dung von Kunden und Investoren haben. Das zeigt die wissenschaftliche Aufarbeitung 

von Katastrophen wie dem Rana-Plaza-Unglück.4 „Risiken zu vermeiden ist also durch-

aus in unternehmerischem Interesse“5, resümiert Julia Hartmann, Professorin für nach-

haltiges Supply Chain Management an der EBS Business School. Dass Programme zu 

einer nachhaltigen Beschaffung im Unternehmen zur Kostensenkung beitragen, bestä-

tigten 30 Prozent der befragten Unternehmen bei einer Umfrage des CSR-Ratinganbieters 

EcoVadis .6 Analysen u.a. der Internationalen Arbeitsorganisation ILO sowie im Auftrag 

des EU-Parlaments zeigen sogar, dass Unternehmen, die Sorgfaltspflichten in ihren Lie-

ferketten wahrnehmen, produktiver und daher auch wettbewerbsfähiger sind.7  

 Achtsamkeit spart Kontrollkosten: Wer Menschen in seiner Fabrik unter menschenun-

würdigen Bedingungen arbeiten lässt, hat in der Regel hohe Kontrollkosten und gleich-

zeitig eine geringe Arbeitsproduktivität bei hohem Wechsel der arbeitenden Menschen. 

Wo Menschenrechte geachtet werden, ist die Arbeitsproduktivität höher. Die zunächst 

höheren Aufwendungen für Kontrolle und Umsetzung der Menschenrechte in der Liefer-

kette können laut Untersuchungen in einigen Fällen letztlich sogar zu Kosteneinspar-un-

gen führen.8 Der mittelständische Magnethersteller Haas mit 20 Mitarbeitern beschreibt 
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beispielsweise, wie er seinen Zulieferer zu höheren Standards bei der Arbeitssicherheit 

motivierte. Das führte dazu, dass die Arbeitsplatzzufriedenheit der Beschäftigten stieg 

und dadurch die Fluktuation beim Zulieferer sank.9 

 Finanzmarkt erwartet Achtung der Menschenrechte und fordert Regelwerke: Nachhal-

tigkeitsanforderungen sind im Finanzmarkt längst kein Nischenthema mehr, auch wenn 

Unternehmer dies oft noch unterschätzen.10 Selbst der Vorstandsvorsitzende des welt-

größten Vermögensverwalters BlackRock ruft die Geschäftsführer der Unternehmen, in 

die BlackRock investiert, dazu auf, ethisch, sozial und verantwortungsvoll zu wirtschaf-

ten.11 Zudem setzt sich eine Allianz von Investoren mit einem verwalteten Vermögen von 

5 Billionen US-Dollar dafür ein, dass Regierungen wirksame Regulierungsmaßnahmen 

für Unternehmen zum Schutz vor Menschenrechtsverletzungen erlassen.12 

 

EIN LIEFERKETTENGESETZ IST MACHBAR – UND SCHAFFT EIN LEVEL PLAYING FIELD FÜR SOZIAL- 

ÖKOLOGISCH WIE AUCH LANGFRISTIG ÖKONOMISCH NOTWENDIGE MAßNAHMEN 

 

Ein Lieferkettengesetz stellt die Unternehmen nicht vor unlösbare Aufgaben. Vielmehr können 

sich in den Lieferketten sogar Vorteile ergeben. Ohne Regelungen werden Unternehmen dage-

gen zu selten aktiv. Viele Unternehmen haben sich bereits für ein Lieferkettengesetz ausgespro-

chen, da sie sich dadurch Rechtssicherheit und ein Level-Playing-Field erhoffen.13 

 

 Ein Gesetz schafft Anreize für innovative und sektorweite Lösungsansätze: Mehrere 

Beispiele zeigen, wie gesetzliche Regelungen zu wirksamen Veränderungen führen kön-

nen, wenn alle Unternehmen die notwendigen Schritte zur Einhaltung von menschen-

rechtlichen Sorgfaltspflichten tätigen (siehe Kasten S. 5). Derzeit scheuen viele Unter-

nehmen notwendige Investitionen, wenn die Wettbewerber nicht mitziehen. Ein Liefer-

kettengesetz würde durch seine verbindlichen Regeln Anreize für innovative Lösungen 

(siehe Beispiel zum Dodd Franc Act) und die Basis für notwendiges sektorweites Handeln 

schaffen. 

 Sorgfaltsmaßnahmen sind machbar: In einigen Fällen reichen bereits einfache Maß-

nahmen, um Missständen in Lieferketten zu begegnen, wie zwei Beispiele aus der 

Schuhproduktion zeigen:  Der Schuhhersteller Deichmann ließ nach Hinweisen über 

Gesundheitsgefahren durch Klebstoffe in einer indonesischen Zulieferfabrik von festen 

auf lösungsmittelarme, wässrige Klebstoffe umstellen. Zudem ließ das Unternehmen 

beim Zulieferer innerhalb weniger Wochen bessere Belüftungs- bzw. Absauganlagen für 

die Lösungsmitteldämpfe installieren und verbesserte damit die Arbeitsbedingungen in 

der Produktion.  Nach Hinweisen auf Missstände in der Schuhproduktion in Heimarbeit 

richtete der Hersteller Ara durch sein indonesisches Tochterunternehmen Erste-Hilfe-

Sammelstellen ein und erneuerte sanitäre Einrichtungen und Liefertaschen, die das all-

tägliche Arbeiten der Heimarbeiter sicherer gestalten.  

 Zusatzkosten überschaubar – wenn nicht nur Vorreiter aktiv werden: Klar ist: Ein Un-

ternehmen muss Zeit und finanzielle Ressourcen investieren, um Risiken zu ermitteln 

und Maßnahmen zu Vorsorge und Verbesserungen zu ergreifen. Diese Kosten zahlen 

sich jedoch in vielen Fällen später aus. Dies legt eine Studie der OECD dar, die die Um-

setzungskosten mehrerer Sorgfaltspflichtenregelungen untersucht hat und schlussfol-

gert, dass den Kosten zur Umsetzung dieser Regelungen eine Reihe von ökonomischen 

Vorteilen für die Unternehmen gegenüberstehen.14 Eine Studie im Auftrag der EU-Kom-
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mission hat ermittelt, dass die Kosten der Unternehmen für menschenrechtliche und um-

weltbezogene Sorgfaltspflichten überschaubar bleiben: Für große Unternehmen 

schätzte sie die Kosten auf durchschnittlich 0,005 Prozent ihrer Gewinne und für kleine 

und mittlere auf 0,07 Prozent.15 Wenn jedoch nur einzelne Unternehmen aktiv werden, 

dann entstehen für diese Vorreiterunternehmen z.T. erhebliche Kosten, die diese nicht 

dauerhaft allein tragen können.16 

 Nur Bruchteil der Unternehmen erfasst: In Deutschland gibt es etwa 3,5 Millionen Un-

ternehmen (Jahr 2018).17 Davon sind etwa 3,1 Millionen sogenannte Kleinstunternehmen 

mit unter 10 Mitarbeitern, die laut Vorschlag der Initiative Lieferkettengesetz komplett 

vom Lieferkettengesetz ausgenommen werden können.18 Der viel rekurrierte „Handwer-

ker um die Ecke“ wäre also von vorn herein nicht erfasst. Der bisherige Vorschlag von 

BMAS und BMZ will sogar nur Unternehmen ab 500 Mitarbeitern berücksichtigen. Das 

wären nur etwa 7.000 Unternehmen in Deutschland. 

 Mittelstand nicht überfordert: Der bisherige Vorschlag zum Lieferkettengesetz erfasst 

kleine und mittlere Unternehmen nicht. Aber auch sie würden gute Voraussetzungen mit-

bringen, um die Anforderungen des Gesetzes zu erfüllen. Dies gilt natürlich auch, wenn 

sie als Zulieferer größerer, vom Gesetz erfasster Betriebe, mit diesen gemeinsam aufge-

fordert sind, an einer besseren Achtung sozialer und ökologischer Standards zu arbei-

ten. „Deutsche Mittelständler sind heute bereits in der Lage, ihre Zulieferketten sehr gut 

zu organisieren. Sonst wären sie nicht so erfolgreich. Und wer eine hervorragende Qua-

lität seiner Produkte in technischer Hinsicht garantiert, wird auch dazu in der Lage sein, 

wenn es um Löhne, Arbeitszeiten und Brandschutz bei den wesentlichen Zulieferern 

geht“, urteilt der Ökonom und Wirtschaftsweise Achim Truger.19 Auch die führende Bera-

tungsorganisation zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-

rechte, Shift, sieht KMU in einer guten Position: Sie hätten in der Regel weniger Zulieferer 

und Geschäftspartner und wären deshalb in der Lage, intensivere und qualitativ hoch-

wertige Geschäftsbeziehungen aufzubauen. Zudem bevorzugen sie längerfristige Ge-

schäftsbeziehungen – all dies erlaube es, Menschenrechtsanliegen sogar besser zu in-

tegrieren.20 Zudem gibt es Unterstützungsangebote der Bundesregierung für KMUs zur 

Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten, die mit einem Lieferkettengesetz 

auch noch ausgebaut werden können. In Brancheninitiativen wie dem Forum Nachhalti-

ger Kakao bspw. können gemeinsame Umsetzungsmöglichkeiten erarbeitet werden und 

KMUs Synergieeffekte nutzen.  

 Technische Lösungen können unterstützen: Die Technologie „Blockchain“ spielt in Lie-

ferketten und Logistik eine wachsende Rolle. Sie ermöglicht eine umfassende Transpa-

renz über die Lieferkette, u.a. da jeder Teilnehmer Zugriff auf alle Transaktionen hat. 21 

Auch die Unternehmensberatung McKinsey stellt die enormen Potentiale, die digitale 

Technologien für ein verbessertes Lieferkettenmanagement bieten, heraus. 22 Die Tech-

nologie kommt jedoch an Grenzen, wo es keine oder nur eine begrenzte technologische 

Infrastruktur gibt und kann praktisch verbessernde Maßnahmen wie etwa gute Schulun-

gen von Zulieferbetrieben oder die Einführung von Sicherheitsvorkehrungen selbstver-

ständlich nicht ersetzen.  
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Ein Gesetz befördert innovative und sektorweite Lösungsansätze 

 

 „Gute kollektive und individuelle Anstrengungen von Unternehmen [scheitern], weil eine kri-
tische Masse an Partnern fehlt.“ 23 So beschreibt Tchibo das Dilemma, vor dem intrinsisch moti-

vierte Unternehmen heute oft stehen. Um etwa höhere Löhne durch industrieweite Tarifverträge 

in Produktionsländern durchzusetzen, müssten Unternehmen, die zusammen eine verbesserte 

Einkommenssituation anstreben, ein höheres Einkaufsvolumen erreichen. Ein Lieferkettenge-

setz schafft die Basis für gemeinsames Handeln von Unternehmen eines Sektors.24  

 

Ähnlich ist es in anderen Sektoren: 

 

 Der Reiseanbieter Studiosus schult seine Reiseleiter umfassend zum Kinderschutz, um sexu-

ellen Missbrauch von Kindern in den Urlaubsländern vorzubeugen. Das Unternehmen beteiligt 

sich auch an der länderübergreifenden Kampagne „Nicht wegsehen!“, über die sich Reisende in 

Verdachtsfällen von beobachtetem Kindesmissbrauch an eine zentrale polizeiliche Meldestelle 

wenden können. Dieser Ansatz erfordert kontinuierliches Engagement und kann nur erfolgreich 

sein, wenn die anderen Reiseunternehmen ebenfalls mitziehen müssen.25  

 

 Auch die weltweit größten Schokoladenhersteller und Kakaoverarbeiter, darunter Mondelez, 

Mars und Nestlé, haben sich für eine verbindliche Regulierung menschenrechtlicher und um-

weltspezifischer Sorgfaltspflichten ausgesprochen, um so den Zugang zu ihrem wichtigsten 

Rohstoff Kakao langfristig – auch ohne ausbeuterische Kinderarbeit und andere Menschen-

rechtsverletzungen – zu sichern. 26  Mit einem Lieferkettengesetz wären alle Unternehmen des 

Sektors verpflichtet, die bekannten Herausforderungen, etwa hinsichtlich der Verbesserung der 

Einkommenssituation der Kakaobauern, anzugehen. Einzelunternehmen müssten, anders als 

jetzt, keine Wettbewerbsnachteile mehr fürchten.  

 

 Mehrere Untersuchungen zeigen, dass gesetzliche Regelungen wichtige Impulse dafür set-

zen, dass Unternehmen Menschenrechte und Umweltstandards umsetzen. Denn die dafür not-

wendigen Investitionen ergreifen viele Unternehmen erst, wenn auch ihre Wettbewerber dazu 

angehalten sind, dies zu tun. Eine Studie in 13 EU-Ländern zeigte, dass Unternehmen insbeson-

dere in Erwartung von zusätzlichen Regelungen freiwillig aktiv geworden sind.27 Laut der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers werden ökologische und ethische Stan-

dards in der Lieferkette – auch aufgrund fehlender regulatorischer Anforderungen – bislang nur 

von Vorreiter-Unternehmen umgesetzt.28 

 

 Im Falle des Dodd-Frank Act der USA zeigte sich, dass vorher als „unmöglich“ kommunizierte 

Anforderungen, wie die Herstellung von Transparenz entlang der gesamten Lieferketten, im Zuge 

der gesetzlichen Auflagen möglich gemacht wurden.29  

 

DER ENTWICKLUNGSPOLITISCHE NETTONUTZEN IST POSITIV 

 

Immer wieder werden Bedenken geäußert, dass ein Lieferkettengesetz deutsche Unternehmen 

davon abhalten würde, in Afrika zu investieren oder dazu führen könnte, dass sich deutsche Un-

ternehmen von dort zurückziehen. Eine weitere Sorge ist, dass ein Gesetz für Unternehmen ins-

besondere aus Afrika zusätzliche Markteintrittsbarrieren schaffen würde. Dabei schafft ein Lie-

ferkettengesetz entwicklungspolitisch positive Effekte. Zudem spielen bei Investitionsentschei-

dungen noch viele andere Aspekte eine Rolle.  
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 Direkte positive Wirkungen: Beschäftigte in der Produktion profitieren von verbesser-

ten Arbeitsbedingungen, wenn Unternehmen zur Einhaltung von sozialen und ökologi-

schen Standards verpflichtet sind. Anwohnern einer Fabrik geht es gesundheitlich bes-

ser, wenn sich diese an verpflichtende Abgaswerte hält und zum Beispiel einen Abgas-

filter einbauen muss. 

 Wirtschaftswachstum nicht um jeden Preis: Investitionen in Regionen wie z.B. in Afrika 

sind wichtig, um die Entwicklung der Länder voranzutreiben. Allerdings darf dies nicht 

auf Kosten von grundlegendsten menschenrechtlichen und ökologischen Standards ge-

hen. Denn nur bei Einhaltung dieser Standards können Investitionen im Sinne der globa-

len Nachhaltigkeitsziele sein. Auch Akteure aus dem globalen Süden, wie beispielsweise 

ein Zusammenschluss von zivilgesellschaftlichen Organisationen aus Uganda, fordern 

verantwortliches Handeln von Unternehmen und entsprechende staatliche Rahmenset-

zungen ein.30  

 Andere Faktoren sind investitionsleitend: Mehrere Studien belegen, dass im Wesentli-

chen andere Kriterien wie politische Stabilität eine Investitionsentscheidung beeinflus-

sen. Sehr wichtig sind auch makroökonomische Bedingungen wie Wachstumsraten, Ab-

satzmärkte oder gut ausgebildete Arbeitskräfte.31 Ein Lieferkettengesetz könnte dazu 

beitragen, Produktionsländer zu ermutigen, ihre Governancestrukturen und ihre Ver-

handlungsposition gegenüber Investoren zu verbessern. Damit kann es als Motor nach-

haltiger Entwicklung dienen. 

 Anreize und Unterstützung für Zulieferer in Afrika: Studien zu Wirtschaftsbeziehungen 

mit Unternehmen aus Afrika zeigen, dass sich dort durchaus Nachhaltigkeitsanforderun-

gen umsetzen lassen. Dafür müssen die ausländischen Unternehmen klare Anreize set-

zen und die Geschäftspartner durch Technologie- und Wissenstransfers unterstützen.32 

Ein direkter Kontakt zu Zulieferern inkl. Schulungen und Weiterbildungen hilft zudem, 

die Produktivität und Innovationsleistung zu verbessern. Darüber hinaus kann ein Unter-

nehmen auch besseren Einfluss auf die Qualität der Produkte nehmen.33  

 Entwicklungspolitische Begleitmaßnahmen: Mit entwicklungspolitischen Begleitmaß-

nahmen muss sichergestellt werden, dass Regierungen in Produktionsländern mit der-

zeit mangelhafter Menschenrechtsdurchsetzung vor Ort entsprechende Rahmenbedin-

gungen zur Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten schaffen, wie bspw. eine 

effektivere Umsetzung von Kinderarbeitsverboten.  

 Rückzug nicht belegt und nicht einfach möglich: Mit Blick auf ähnliche Gesetze lässt 

sich empirisch nicht belegen, dass sich Unternehmen wegen des Risikos einer Haftung 

aus risikoreichen Regionen komplett zurückziehen. Allenfalls war teilweise zu beobach-

ten, dass sich Unternehmen aus einer Region wie der DR Kongo zurückziehen, wenn eine 

Sorgfaltspflicht wie beim Dodd-Frank-Act auf eine bestimmte Konfliktregion beschränkt 

wird.34 Auch eine Studie im Auftrag der Generaldirektion Justiz und Verbraucher (DG 

JUST) der EU-Kommission stellt fest, dass es in der Praxis unwahrscheinlich ist, dass Un-

ternehmen ihr globales Unternehmensmodell aufgrund eines Lieferkettengesetzes um-

strukturieren. Demnach würden sie ihre Geschäftsbeziehungen nur sehr selten aufgrund 

von menschenrechtlichen Belangen beenden.35 Ein Kappen von Lieferbeziehungen ist zu-

dem nur zu einem gewissen Teil möglich. Viele Rohstoffe wie Kakao und Kobalt, die am 

Anfang der globalen Lieferketten stehen, sind in der erforderlichen Menge und Qualität 

nur in wenigen Ländern vorhanden.36  
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 Keine Markteintrittsbarriere: Die Frage, welche Standards und Aktivitäten als ein Hin-

dernis für einen Marktzugang gelten, ist im internationalen Handel hoch umstritten. Die 

EU hat zahlreiche Standards, welche für die Einfuhr von Produkten in den EU-Markt gel-

ten. Einige dieser Standards wurden erlassen, um die Gesundheit und Sicherheit von 

Menschen und der Umwelt in den EU-Staaten zu schützen. Es stellt sich somit umgekehrt 

die Frage, warum ein Mindestmaß an Standards, die ein Lieferkettengesetz fordern 

würde, nicht auch für Menschen aus anderen Ländern von Unternehmen eingefordert 

werden sollte. Zumal sind Unternehmen aus dem Globalen Süden in der Lage, die bereits 

existierenden EU-Standards erfolgreich umzusetzen. Ein Lieferkettengesetz würde An-

reize für Unternehmen schaffen, ihr Geschäftsverhalten entsprechend positiv zu verän-

dern. 

 

EIN WIRKSAMES GESETZ BRAUCHT HAFTUNGSREGELN 

 

Der größte Streit beim Lieferkettengesetz dreht sich um die Haftung. Es kursieren viele Fehldar-

stellungen und die Debatte geht zu wenig darum, wie eine Haftung konkret ausgestaltet werden 

könnte. Dabei ist eine Haftungsregelung zentral, um das Gesetz wirksam durchzusetzen. 

 

„Am wichtigsten ist, dass Haftungsbestimmungen sowohl eine wirksame Abschreckung für Un-
ternehmen als auch angemessene Abhilfe für betroffene Interessengruppen schaffen.“37 – Theo 
Jaekel, Ericsson 
 

 Wirksamer mit Haftung: Wissenschaftliche Untersuchen haben ergeben: Gesetze 

mit einer Haftung führen dazu, dass Unternehmen in ihren Lieferketten tiefgreifende 

und umfassende Veränderungen vornehmen. Bei Gesetzen mit einer bloßen Be-

richtspflicht ist dies nicht der Fall.38 

 Abhilfe für Betroffene: Betroffene von Menschenrechtsverletzungen oder ihre Ange-

hörigen können mangels effektiven Rechtsschutzes in den jeweiligen Ländern oft 

keine Entschädigung einklagen. Eine Haftungsregelung ist daher das Kernstück ei-

nes wirksamen Lieferkettengesetzes, um die Rechte von Betroffenen zu stärken.39 

 Beschränkte Haftung: Bei einem Lieferkettengesetz geht es nicht darum, Unterneh-

men für das Fehlverhalten von Dritten verantwortlich zu machen, wie immer wieder 

behauptet wird. Unternehmen müssen also keine unüberschaubaren und unkalku-

lierbaren Haftungsrisiken befürchten. Ein Unternehmen muss nur haften, wenn es 

seine eigenen Sorgfaltspflichten verletzt hat und dadurch kausal ein Schaden ent-

standen ist, der vorhersehbar und vermeidbar war.40  

 Mit klarer Haftung mehr Rechtssicherheit: In einer Studie von Ernst & Young im 

Auftrag der finnischen Regierung gehen die Autor*innen davon aus, dass ein Unter-

nehmen, das dem niederländischen Gesetz gegen Kinderarbeit unterliegt, bei einer 

Verletzung von Sorgfaltspflichten mit einer Haftung nach dem allgemeinen Scha-

densrecht rechnen muss. Eine solche Haftung ist jedoch im niederländischen Sorg-

faltspflichtengesetz gar nicht explizit angeordnet worden.41 Es wäre also rechtssiche-

rer für Unternehmen, wenn ein Gesetz die Voraussetzungen und Grenzen der Haftung 

explizit regelt. 

 Keine Klagewelle: Die Erfahrungen mit dem französischen Sorgfaltspflichtengesetz 

Loi de vigilance und dem kalifornischen Trafficking Victims Protection Act zeigen, 
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dass keine Klagewelle droht. In Frankreich sind seit Inkrafttreten des Sorgfalts-

pflichtengesetzes im Jahr 2017 lediglich sieben Klagen eingereicht worden, die da-

rauf abzielen, dass ein Unternehmen seinen Überwachungsplan nachbessert.42 Seit 

Oktober 2020 ist eine erste Zivilklage anhängig.43 

 Fast 3.000 Unternehmen für Haftung: Der europäische Markenverband AIM vertritt 

etwa 2.500 Unternehmen, u.a. Beiersdorf, Dr. Oetker, Nestle, Nike, Puma. Bezüglich 

Haftung äußert er sich folgendermaßen: „Unternehmen sollten dafür haftbar ge-

macht werden können, dass sie keine ausreichenden Sorgfaltsverfahren eingerichtet 

und angewendet haben oder für bewusst falsche oder irreführende Aussagen über 

das Verfahren.“44 Der Verband Unternehmensgrün, der 350 mittelständische Unter-

nehmen vertritt, setzt sich klar dafür ein, dass Entschädigungsansprüche von Be-

troffenen „vor deutschen Gerichten eingeklagt werden können“.45 

 

EIN GESETZ MIT AUGENMAß SORGT FÜR MACHBARKEIT 

 

Ein Lieferkettengesetz würde wesentliche Elemente enthalten, die es für Unternehmen umsetz-

bar machen. Unternehmen sollen sich „keinen unverhältnismäßigen Anforderungen ausgesetzt 

sehen“.46 

 

 Angemessenheit ist zentral: Ein wesentlicher Grundsatz des Lieferkettengesetzes ist 

die Angemessenheit der Maßnahmen. Die Unternehmen können selbst einschätzen, was 

für sie möglich, zumutbar und zweckmäßig erscheint. Es gibt keine abschließende Liste 

konkreter Maßnahmen. Somit greift ein Lieferkettengesetz kaum in die Berufsaus-

übungsfreiheit der Unternehmen ein. Vielmehr ermöglicht diese Angemessenheit den 

Unternehmen, die effizientesten Maßnahmen zu entwickeln. Damit wird der freiwilligen 

Unternehmensverantwortung nicht entgegengewirkt, aber sie wird in die richtigen Bah-

nen gelenkt.47 

 Risikobasierter Ansatz: Zum Prinzip der Angemessenheit gehört auch, dass Unterneh-

men nicht sofort alle ihre Lieferketten bei auftretenden Missständen bearbeiten müssen, 

sondern ihre Maßnahmen je nach Schwere des Risikos und ihren Kapazitäten priorisie-

ren können.48 

 Bemühungspflicht – keine Erfolgspflicht: Die Sorgfaltspflichten gemäß den UN-Leit-

prinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte umfassen nur die Pflicht, sich in angemes-

sener Weise zu bemühen. Dies haben auch BMAS und BMZ in ihrem bekannt gewordenen 

Entwurf für Eckpunkte für ein Lieferkettengesetz aufgegriffen.49  

 Zumutbare Haftung: Unternehmen müssen nach dem Lieferkettengesetz nur für eigenes 

Verschulden und für vorhersehbare und vermeidbare Schäden haften.50 BMAS und BMZ 

planen zudem weitere Einschränkungen der Haftung für den Fall, dass Unternehmen 

staatlich anerkannte Branchenstandards implementieren.51 Solche Einschränkungen der 

Haftung dürfen, so die Forderung der Initiative Lieferkettengesetz, jedoch nicht pauschal 

gelten, sondern müssen an Kriterien gebunden werden, die den Schutz der Betroffenen 

gewährleisten. 52 

 

CORONA-PANDEMIE UNTERSTREICHT: RESILIENTE LIEFERKETTEN JETZT ERST RECHT 

 

Gerade in Zeiten der Corona-Krise zeigt sich, wie verletzlich globale Lieferketten sind. Und die 

Krise führt uns auf dramatische Weise vor Augen, in welchem Maße Transparenz und Sorgfalt in 
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globalen Lieferketten in unser aller Interesse liegen. Insbesondere Menschen in prekären Be-

schäftigungssituationen am Anfang vieler globaler Lieferketten drohen durch die Corona-Krise 

(weiter) in die Armut zu rutschen. Auch deutsche Unternehmen haben während der Corona-Pan-

demie durch Unternehmensentscheidungen menschenrechtliche Risiken in ihren globalen Lie-

ferketten verschärft, etwa in der Textil- oder Autobranche.53  

 

 Die Corona-Krise verschärft jene Probleme, die ein wirksames Lieferkettengesetz lö-

sen kann: Die Hauptleidtragenden der Corona-Krise sind die Länder des Globalen Sü-

dens und dort vor allem die ärmeren Bevölkerungsteile. Menschen am Anfang vieler Lie-

ferketten sind stark von Preisschwankungen oder unterbrochenen Handelsbeziehungen 

getroffen. Die Weltbank schätzt in ihrem neuen Armutsbericht, dass 2020 aufgrund der 

Corona-Krise zwischen 88 und 115 Millionen Menschen zusätzlich in extreme Armut rut-

schen werden.54 Alle Erfolge in der Armutsbekämpfung der letzten Jahrzehnte könnten 

dadurch zunichtegemacht werden. Gesetzliche Sorgfaltspflichten sind in diesem Zusam-

menhang ein zentraler Baustein für einen besseren Schutz der Beschäftigten in den 

schwächsten Gliedern globaler Lieferketten.  

 Verantwortliche Unternehmen überstehen die Krise besser: Untersuchungen u.a. der 

OECD zeigen, dass sozial und ökologisch handelnde Unternehmen die Corona-Krise 

kurzfristig besser meistern. Gleichzeitig haben sie mittel- bis langfristig bessere Aus-

sichten, sich von der Krise wieder zu erholen.55 

 Übergangsfrist vorgesehen: Außer Frage steht, dass die deutsche Wirtschaft aufgrund 

der Corona-Krise einen schweren Einbruch erlitten hat. Der Vorschlag von BMAS und BMZ 

für das Lieferkettengesetz sieht jedoch eine Übergangsfrist von drei Jahren vor.56 Das 

Gesetz würde demnach erst 2024 in Kraft treten. Der Sachverständigenrat rechnet hin-

gegen damit, dass die deutsche Wirtschaft schon 2021 wieder um 3,7 Prozent wachsen 

und Anfang 2022 das Vorkrisenniveau erreichen wird.57 

 

EIN NATIONALES LIEFERKETTENGESETZ ALS WESENTLICHER BAUSTEIN FÜR EINE WIRKSAME  

EUROPÄISCHE REGELUNG 

 

Parallel zu den Bestrebungen für ein nationales Lieferkettengesetz gibt es einen Prozess für ein 

europäisches Lieferkettengesetz. In diesem Zusammenhang sprechen sich einige Akteure dafür 

aus, sich auf den europäischen Prozess zu beschränken. Aus verschiedenen Gründen ist aber 

weiterhin auch ein nationales Lieferkettengesetz erforderlich.  

 

 Das wirtschaftsstarke Deutschland muss vorangehen: Deutschland ist mit Abstand die 

größte Wirtschaftsmacht in Europa. So entfallen allein 29,6 Prozent der Exporte aus den 

27 Mitgliedsstaaten der EU auf Deutschland (Stand 2019) und 21 Prozent der Importe ge-

hen nach Deutschland.58 Wenn die stärkste Wirtschaftsnation der EU mit einem glaub-

haften Engagement vorangeht, sendet dies ein wichtiges Signal nach Brüssel und kann 

die Chancen für eine ambitionierte europäische Regelung erhöhen.  

 EU-Regelung konstruktiv mitgestalten: Mit einem nationalen Gesetz und konkreten Lö-

sungsvorschlägen zur Ausgestaltung des Gesetzes kann Deutschland auf EU-Ebene viel 

konkreter mitgestalten, wie eine europäische Regelung aussehen soll.  

 EU-Regelung wird kommen und muss national umgesetzt werden: Ein europäisches 

Lieferkettengesetz wird immer wahrscheinlicher. Im April 2020 hatte EU-Justizkommis-
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sar Reynders angekündigt, im Frühjahr 2021 einen Entwurf für ein europäisches Liefer-

kettengesetz vorlegen zu wollen.59 Auch das EU-Parlament hat sich im November 2020 

erneut für eine entsprechende Regelung ausgesprochen.60 Und jüngst haben alle EU-Mit-

gliedsstaaten mit gemeinsamen Ratsschlussfolgerungen die EU-Kommission aufgefor-

dert, ein europäisches Lieferkettengesetz zu erarbeiten.61 Durch die Ankündigung des 

EU-Rats fällt nun das Wettbewerbsargument gegen ein deutsches Gesetz zusammen. 

 Anderen Vorreitern nachfolgen: Dabei wäre Deutschland bei weitem nicht das erste 

Land mit einer Gesetzgebung. In Frankreich gibt es seit 2017 ein Sorgfaltspflichtenge-

setz, in den Niederlanden seit 2019 ein Gesetz gegen Kinderarbeit. Auch Finnland, Ös-

terreich und Norwegen diskutieren entsprechende gesetzliche Regelungen.62  
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